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Betrifft: Stellungnahme zur klinischen Reform seitens der Psychologenkammer der Autonomen Provinz Bozen

Einleitung: zum Stellenwert der Psychologie innerhalb des Gesundheitswesens

Die psychologische Versorgung im Gesundheitswesen hat in der neueren Vergangenheit in der Provinz Bozen gleich wie in anderen Ländern an Bedeutung gewonnen. Der Bedarf an psychologischen Leistungen ist drastisch angestiegen und wird in Zukunft noch mehr ansteigen. Laut Angaben des deutschen statistischen Bundesamtes betrugen bereits im Jahre 2002 die direkten Behandlungskosten für psychische Störungen und Verhaltensstörungen rund 10% des gesamten Gesundheitsbudgets (Statistisches Bundesamt 2004). Allein zwischen 2000 und 2004 sind die Arbeitsunfähigkeitstage aufgrund psychischer Störungen gemäß den drei großen deutschen Krankenkassen DAK, AOK und TK um 20% angestiegen, während die Arbeitsunfähigkeitstage im gleichen Zeitraum wegen körperlicher Erkrankungen im engeren Sinne tendenziell rückläufig waren. Der Trend der Zunahme wird dabei in ganz Europa beobachtet (Wittchen & Jakobi, 2005).Gemäß der BARMER Krankenkasse liegen die psychischen Störungen bereits 2004 an dritter Stelle der Ursache für Arbeitsunfähigkeitstage, noch deutlich vor den Verletzungen, Erkrankungen des Herzkreislauf-Systems oder des Verdauungstraktes!  Ähnlich sieht die WHO die Gesundheit schon heute maßgeblich durch psychische Belastungen gefährdet. Für das Jahr 2020 erwartet die WHO, dass psychische Störungen als DIE Hauptursache für gesundheitliche Beeinträchtigungen der Lebensqualität anzusehen sind, und damit noch vor den klassischen, schwerwiegenden Erkrankungen wie den Tumoren oder den rheumatischen Erkrankungen. Die vermutlich beachtliche Dunkelziffer ist in den absoluten Zahlen gar nicht enthalten, weil immer noch eine psychische Diagnose vermieden bzw. verheimlicht wird. Diese und ähnliche Daten veranlassen moderne Gesundheitssysteme psychologisch-psychotherapeutische und psychosoziale Interventionen zu stärken. 

Daneben gibt es aber noch weitere vorhersehbare Entwicklungen, die ein drastisches Anwachsen der Anforderungen an die psychologische und psychotherapeutische Versorgung erwarten lassen, und zwar die altersbedingte Zunahme an geriatrischen und dementen Patienten. Für beide Gruppen werden deutlich vermehrte Anforderungen an die Psychologie erwartet (z.B. Demenzdiagnostik, Betreuung der Angehörigen dementer Patienten, Schulung des Pflegepersonals, „Gedächtnissprechstunden“ wie sie an vielen ausländischen Kliniken bereits jetzt angeboten werden usw.).

Diese bei weitem nicht erschöpfenden Anmerkungen sollten die Notwendigkeit unterstreichen, in einer Umstrukturierung mit Weitblick, wie es die aktuelle klinische Reform sein will, auch diesen schon heute so wichtigen Bereich der Gesundheitsversorgung entsprechend zu gewichten. Andernfalls riskiert das Südtiroler Gesundheitssystem ähnlich wie in anderen Bereichen eine vermehrte Abwanderung zur Behandlung in andere, meist ausländische Einrichtungen (wie dies durch die EU-Gesetzgebung zum freien Dienstleistungsverkehr vermehrt möglich sein wird) und eine Verlagerung der Behandlungskosten auf andere, in der Regel teurere und in diesen Fällen nicht angemessene Betreuungsformen. Beispielsweise wurde mehrfach aufgezeigt, dass ca. 40% der PatientInnen in allgemeinen Arztpraxen eigentlich psychische Probleme aufweisen, nicht medizinische im engeren Sinne. Dass dann unzählige medizinische Behandlungen und diagnostische Untersuchungen nicht weiterführen, sondern allenfalls hohe Kosten verursachen, liegt auf der Hand und kann auch anhand der bestehenden Literatur lückenlos aufgezeigt werden. Leider werden auch in anderen Staaten psychische Erkrankungen immer noch grundsätzlich spät, stationär und teuer, statt früh, ambulant und billig behandelt (Margraf 2009). Dies widerspricht der Intention der klinischen Reform. Moderne Gesundheitssysteme versuchen jedoch diesem Trend vermehrt entgegenzusteuern. Europäische Beispiele hierfür finden sich z.B. in Großbritannien, in Skandinavien oder in Deutschland.

Daher nachstehend einige Vorschläge der Psychologenkammer: 

1) Erhöhung der Effizienz und der Qualitätsstandards in der psychologisch-psychotherapeutischen Betreuung durch:

· Stärkung der evidenzbasierten Ausrichtung der Leistungen im öffentlichen Gesundheitsdienst (z.B. bei der Schwerpunktsetzung der Dienste, der Auswahl der Diagnose- und Behandlungsmethoden)

· Optimierung der Aus- und Weiterbildung, indem besonderer Wert auf die empirische Evidenz der vermittelten Inhalte gelegt wird.

· Erstellung von Rangordnungen für spezialisiertere Aufgabenbereiche, wobei diese sich auf konkrete Fachbereiche beziehen sollten.

· Eine überregionale Zusammenarbeit angestrebt wird. 

· Der autonome psychologische Forschungsbereich gestärkt wird (z.B. durch 
Institutionalisierung)

2) Erstellung eines Gesamtkonzeptes für die psychologisch-psychotherapeutische Versorgung der Südtiroler Bevölkerung, indem:

· von den vorhandenen Inzidenz- und Prävalenzzahlen ausgegangen wird.

· Kosten- Nutzen Analysen auf der Basis von Effizienz- und Effektivitätsparametern Eingang finden. 

· eine kostengünstige Implementierung der notwendigen Ressourcen vorgeschlagen wird, was nur durch eine möglichst rasche, ambulante und niederschwellige Betreuung möglich erscheint. Deshalb sollte die Zusammenarbeit mit feiberuflich tätigen PsychologInnen gefördert werden. 

3) Bündelung der Ressourcen, um die Angebote besser aufeinander abzustimmen und Synergien besser zu nutzen und Spezialisierungen zu erleichtern, indem

· im öffentlichen Gesundheitswesen Organisationseinheiten zusammengefasst werden (Zusammenlegung oder Bildung von Departments) 

· Förderung der freiberuflichen Tätigkeit und von freien Gemeinschaftspraxen

4) In einem Betrieb der Größenordnung des Sanitätsbetriebes ist eine Implementierung der Arbeits- und Organisationspsychologie überfällig. Was für die Erhöhung der Effizienz in privaten Betrieben dieser Größenordnung gilt, sollte auch für den Sanitätsbetrieb selbstverständlich sein.


5) Eine Qualitätssicherungsstelle sollte für alle im Bereich der klinischen Psychologie/ Psychotherapie tätigen PsychologInnen im öffentlichen Gesundheitsdienst und in freien Praxen eingerichtet werden. Diese Stelle wäre bei der Psychologenkammer anzusiedeln, was auch zu einer Kostensenkung führen würde. 

6) Hinsichtlich der schulpsychologischen Leistungen, muss darauf hingewiesen werden, dass auch diese in den Bereich des Gesundheitswesens fallen. Weiterhin muss betont werden, dass diese Leistungen (z.B. Psychodiagnostik) den Psychologen vorbehalten sind (Gesetz Nr. 56/89). Die schulpsychologischen Leistungen sind auch in den LEA der Autonomen Provinz Trient enthalten. Erstrebenswert wäre im Bereich Schulpsychologie eine enge Zusammenarbeit mit einem Schulpsychologen vor Ort (direkt an den Schulen) zur Lösung der gegebenen Probleme. 

7) Einführung der LEA im Bereich der psychologischen Leistungen in der Provinz Bozen, ähnlich wie in der Provinz Trient. 

8) Der Beschluss der LR Nr. 1068 vom 31.03.08 sieht vor, dass die  Notfallpsychologie als 
Bestandteil des Leistungsangebotes im  Südtiroler Sanitätsbetrieb integriert wird und 
die dafür notwendigen  organisatorischen Rahmenbedingungen zu schaffen sind. Für einen funktionsfähigen notfallpsychologischen Dienst sind folgende Punkte zu berücksichtigen:

· Die Notfallpsychologie wird landesweit organisiert und zentral koordiniert. Die Verantwortung  für die konkrete Umsetzung in den einzelnen Bezirken liegt bei den  Direktoren der Psychologischen Dienste.

· In jedem Bezirk sollte es einen Bereich "psychologische Krisen- und Notfallintervention" geben und in allen öffentlichen  Gesundheitsdiensten, in denen Psychologen beschäftigt sind, in den  Dienstzielen verbindlich und verpflichtend verankert werden

Der Präsident

Dr. Max Dorfer

